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Preußiſche Geſetzſammlung 
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Inhalt: Verordnung, betreffend Neuwahl der für Bergwerke gewählten Sicherheitsmänner und Arbeiter 
ausſchußmitglieder, S 7. — Verordnung über die Bildung einer vorläufigen Provinzial 


verſammlung für die Provinz Oſtpreußen, S. 8. 


(Nr. 11725.) Verordnung, betreffend Neuwahl der für Bergwerke gewählten Sicherheits. 
männer und Arbeiterausſchußmitglieder. Vom 4. Januar 1919. 


N Preußiſche Regierung verordnet für den Umfang des preußiſchen Staats⸗ 
gebiets mit ſofortiger Geſetzeskraft, was folgt: ö 


i N IE 
Die Verordnung, betreffend die Verlängerung der Amtsdauer der für 
Bergwerke gewählten Sicherheitsmänner und Arbeiterausſchußmitglieder, vom 


28. März 1918 (Gefesfamml. S. 39) und die auf ihrer Grundlage aus⸗ 


geſprochenen Verlängerungen der Amtsdauer dieſer Perſonen treten außer Kraft. 


II. 
Auf allen Bergwerken, für die nach $ 80 k und § 80 ks des preußiſchen 
Allgemeinen Berggeſetzes in der Faſſung der Novelle vom 28. Juli 1909 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 677) Arbeiterausſchüſſe und Sicherheitsmänner oder nur Arbeiter— 


ausſchüſſe vorhanden ſein müſſen, ſind unverzüglich Neuwahlen der Sicherheits— 


männer und Arbeiterausſchußmitglieder nach Maßgabe der berggeſetzlichen und der 
auf Grund des § SU kp a. a. O. erlaſſenen Beſtimmungen, ſoweit fie nicht durch 
den folgenden Abſatz abgeändert werden, vorzunehmen. 

Bei der Wahl der Arbeiterausſchußmitglieder für die Belegſchaft über Tage 
der im § 80 k a. a. O. bezeichneten Betriebe und für die unter § 80 ks a. a. O. 
fallenden Betriebe ſind wahlberechtigt und wählbar alle mindeſtens 20 Jahre al en 
männlichen und weiblichen Arbeiter des Betriebs, die ſich im Beſitze der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befinden. 

III. 

Bis zur Durchführung der unter II angeordneten Neuwahlen bleiben die 

jetzigen Sicherheitsmänner und Arbeiterausſchußmitglieder in ihrem Amte. 


Berlin, den 4. Januar 1919. > . 
Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. 


Geſetzſammlung 1919. (Nr. 1172511726 
Ausgegeben zu Berlin den 20 Januar 1919 


ER 
(Nr. 11726.) Verordnung über die Bildung einer vorläufigen Provinzialverſammlung für 
die Provinz Oſtpreußen. Vom 17. Januar 1919. 


D. Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
8 


Für die Provinz Oſtpreußen wird eine vorläufige Provinzialverſammlung 
gebildet. Sie hat die Aufgabe, im Einklang mit den Anordnungen der Reichs⸗ 
regierung und der preußiſchen Staatsregierung die Intereſſen der Provinz wahr⸗ 
zunehmen und den Nationalverſammlungen die Wünſche der Provinz hinſichtlich 
der Regelung ihrer Verhältniſſe vorzulegen. 


5 R 92. : 
Die Provinzialverſammlung beſteht aus den Vertretern der Provinz in der 
deutſchen Nationalverſammlung und der preußiſchen Landesverſammlung. 


§. 3. 

Zwei Tage nach Feſtſtellung des Wahlergebniſſes zur deutſchen National⸗ 
verſammlung treten deren in der Provinz gewählte Mitglieder in der Provinzial⸗ 
hauptſtadt zuſammen, wählen das Büro der Provinzialverſammlung und ſetzen 
deſſen Geſchäftsordnung ſelbſtändig feſt. Nach Hinzutritt der in der Provinz 
gewählten Mitglieder der preußiſchen Landesverſammlung beſtellt die Provinzial 
verſammlung einen ſtändigen Ausſchuß aus 5 bis 9 Mitgliedern, welcher die 
laufenden Geſchäfte zu beſorgen hat. : 

SA. 3 „ 

Der Oberpräſident der Provinz fungiert als ſtaatlicher Kommiſſar im 
Sinne der Provinzialordnung. Er beruft die Provinzialverſammlung nach vor⸗ 
heriger Zuſtimmung der Regierung, ſo oft es die Geſchäfte erfordern. 


§ 5. 
Die Koſten der Verſammlung trägt der Provinzialverband. 
§ 6. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 17. Januar 1919. | 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Hoff. Haeniſch. Südekum. 
c Nedigiert im Biro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gejegfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
5 6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 /) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


